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nur dann als offenkundig und damit als nicht 
"anvertraut” im Sinne des § 18 UWG gelten^ 
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Verkündet 

am 7o Januar ’i9?8
Grrunaui Justizobersekretär,
als Urkundebeamter der 

Geschäftsstelle

der Firma

Prozeßbevollmächtigter

Im  N a m e n  d e s  ? I k e s
In dem Rechtsstreit

, E mmanditgeseilschaft in A
Beklagten und Revisionsklägeiin 
Rechtsanwalt Br«

g e g e n

Bugen Bl Fabrikant, WefBHI
Kläger und Revisionsbeklagten. 

Prozeßbevolilmächtigter: Rechtsanwalt Br*

hat- der Erste Zivilsenat des Bundesgerichtshofs 
auf die mündliche Verhandlung vom 7* Januar :958 
unter Mitwirkung der Bundesrichter Prof* Br« h* c. Wilde, 
Uro Bock, Uro Nastelski, Pro Christoph und Br<> Spreng

für Recht erkennt;

Auf die Revision der Beklagten wird das 
Urteil des 2„ Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
in Hamm (Westf«) vom 28o Februar 1957 aufgehoben«

Pie sSache wird zur anderweiten Verhandlung
und Entscheidung, auch über die Kosten der Revision,
an das Berufungsgerieht zurückverwiesen*

»

Von Rechts wegen



fPat'be stand

Der Kläger i s t  Werkzeugfabrikant, Me Beklagte 
s te l l t  neben Rundfunkgeräten und sonstigen Artikeln die 
sogenannten P^HBÄ-Starklichtlampen her, die sie durch 
ihre Vertriebsfirma, die PtfBBfcF~GmbH, insbesondere nach 
Übersee vertreib t. Im Rahmen des Fertigungsprogramms der 
Beklagten erh ie lt der Kläger wiederholt Aufträge auf Her­
stellung und Lieferung von Werkzeugen- für die Radio- und 
Lampenfabrikation der Beklagten, Aus solchen Aufträgen 
steht dem Kläger noch ein Anspruch auf Zahlung von 
6o449,34 DM zu. Diesen Anspruch zuzüglich eines noch 
zu erörternden « Betrages von 82,80 DM macht er mit der 
Klage geltend. Die Beklagte hat in Höhe Von ’6,449*34 DM 
mit einer ihr angeblich auf Grund des nachstehenden Sach­
verhalts zustehenden Gegenforderung aufgerechnet;

Im Mai 1950 und im November 1951 erbat die Be­
klagte vom Kläger Angebote für Werkzeuge, die zur F erti­
gung von Teilen der PgHBB^Starklichtlampe bestimmt 
waren. Den Anfragen waren mehrere Zeichnungen beigefügt, 
Sie bezogen sich' auf Werkzeuge zur Herstellung der soge­
nannten kleinen und großen TJniermantel der PtfHHBlampen, 
die den oberen und unteren Abschluß der eigentlichen Lam­
pen darstellen. Diese Mäntel sehen kappenförmig aus und 
verjüngen sich in mehreren Stufen, Sie werden aus einem 
Stück Blech in mehreren Arbeitsgängen in die gewünschte 
Form gezogen. Der Kläger gab die erbetenen Angebote ab, 
erh ielt die Aufträge auf Lieferung der Werkzeuge jedoch 
nicht. Die ihm übersandten Zeichnungen, die zum Teil den
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Vermerk "nur für Anfrage” trugen, behielt er in seinem 
Besitz $ sie sind von der Beklagten auch nichtz urückge- 
fordert worden-

Tm Eovember/toezember 1951 s te llte  der Kläger auf 
Bestellung einer indischen Firma Werkzeuge her, welche 
die indische Auftraggeberin zur Herstellung von Stark- 
lichtlampen mit der Bezeichnung "IflHP" gebrauchen woll­
te* Die genannte Lampe weist große Ähnlichkeit mit der

der Beklagten auf« Der der Herstellung der 
Lampe vorausgehenden Anfrage der indischen Firma bei dem 
Kläger waren gleichfalls Zeichnungon beigefügt« Außerdem 
wurde dem Kläger auf seine Bitten auch eine IflHPlampe 
als Muster überlassen* Bei der Herstellung eines Teiles 
der für die indische Firma bestimmten Werkzeuge verwendete 
der Kläger auch die ihm überlassenen Zeichnungen der Be­
klagten, Allerdings konnte er die Zeichnungen nicht in 
allen Einzelheiten übernehmen, da sie teilweise andere als 
die von der indischen Firma angegebenen Maße enthielten* 
Auch zog er einen Angestellten der Beklagten zu Rate«

Ende Dezember 1951 ließ? der Kläger 18 Werkzeuge 
in  Kisten verpackt mit einem holländischen Dampfer nach 
Indien transportieren«, Die Beklagte hatte inzwischen von 
der Herstellung dieser Werkzeuge erfahren und ersta tte te  
am I* Januar ,’952 Anzeige gegen den Kläger wegen Vergehens 
gegen des Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb* Mit 
Beschluß vom gleichen Tage ordnete das Amtsgericht Altena 
die Beschlagnahme der 18 Werkzeuge an, da sie als Beweis­
m ittel für die Untersuchung von Bedeutung sein könnten 
und als durch Vergehen hervorgebrachte Gegenstände der
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Mnziehung unterlägen* Im staatsanwaltschaftlichen Ermitt­
lungsverfahren erklärte sich der vorübergehend in Unter­
suchungshaft genommene Kläger damit einverstanden* daß 
sein Spediteur in Bremen von der Beklagten ‘beauftragt 
werde* die Kisten mit den Werkzeugen anzuhalten* Biesen 
Auftrag e r te ilte  die Beklagte mit Einverständnis des Klä­
gers von dessen Fernsprecher aus« Hierfür sind Bil 82,80 
Fernsprechgebühren entstanden* Bie Kisten mit den Werkzeu­
gen wurden daraufhin in Genua vom Schiff entladen* Nachdem 
sich die Beklagte dem Amtsgericht Altena gegenüber ver­
pflich tet hatte, die durch die Beschlagnahme und Rückfüh­
rung der Kisten nach Beutscbland entstandenen Kosten zu 
tragen, wenn die Beschuldigten des damals schwebenden 
Strafverfahrens zur Kostentragung nicht in der Lage seien, 
ermächtigte die Staatsanwaltschaft beim Landgericht Hagen 
die Beklagte, die Kisten mit den beschlagnahmten Werkzeu­
gen nach Beutschland zur Verfügung des Gerichtes zurück­
schaffen zu lassen* Bemgemäß wurden die Kisten auf Kosten 
der Beklagten von Genua nach Altena zurücktransportiert* 
Bie Werkzeuge sind später, im Einverständnis mit dem Klä­
ger, im Strafverfahren von der Staatsanwaltschaft außer­
gerichtlich ringe zogen worden* In diesem Strafverfahren 
(Aktenzeichen 14 Kms 4/52 der Staatsanwaltschaft Hagen) 
hat das Landgericht Hagen ein Vergehen des Klägers nach 
§ 17 WG verneint, ihn jedoch wegen Verwendung der Zeich­
nungen der Beklagten bei der Herstellung der für Indien 
bestimmten Werkzeuge für schuldig befunden, gegen § 18 UWG 
verstoßen zu haben* Auf Grund des Straffreiheitsgesetzes 
von 1954 wurde das Verfahren jedoch auf Kosten der Staats­
kasse eingestellt* Bie Firma F^MHP-GmbH hatte sich 
dem Strafverfahren als Nebenklägerin angeschlossen*



Mit der vorliegenden Klage hat der Kläger Verur-- 
tei3ung der Beklagten zur Zahlung von EM 6*532,14 zuzüg- 
lieh  9 $ Zinsen se it dem 25• März 1952- begehrt* Der Klage­
betrag setzt sich aus der eingangs erwähnten Restforderung 
des Klägers aus früheren Aufträgen in Höhe von 6*449?34 
und den gleichfalls früher erwähnten Fernsprechgebühren 
in Höhe von DM 82 «80 zusammen*

Die Beklagte hat Klagabweisung beantragt«

Zur Begründung ihres Antrags hat sie* sich im wesent­
lichen auf die bereits am 25« März 1952 erklärte Aufrech­
nung mit -einer Gegenforderung in Höhe von DM 6«449*34 
bezogen* Hierbei handelt es sich um Kosten?- die ihr •für 
die Rückführung der Werkzeuge von Genua nach Altena ent­
standen sein sollen* Sie trägt vor: Da der Kläger durch 
die Verwertung der ihm von ihr anvertrauten Zeichnungen 
sowohl gegen‘§ 18 UWG in Verbindung mit § 823 Abs«2 BGB 
als auch gegen § 826 BGB verstoßen habe? sei er aus dem
Gesichtspunkt des Schadensersatzes zum Ersätze dieser

♦

Kosten und auch zur Tragung der Fernsprechgebühren ver­
pflichtet« Darüberhinaus ergebe sich die Verpflichtung 
zum Ersatz der Rückführungskosten und zur Tragung der 
Fernsprechgebühren auch aus der Verletzung vertraglicher 
Rechtspflichten* Zwischen den Parteien habe sich? so meinte 
die Beklagte hierzu? durch die Aufforderung zur Abgabe 
eines Angebotes ein Vertragsverhältnis angebahnt? auf 
Grund dessen der Kläger verpflichtet gewesen sei? die dem 
Angebot beigefügten Zeichnungen nicht zu ihrem Nachteil 
zu verwerten, zumal da zwischen den S tre itte ilen  auf 
Grund der dauernden Geschäftsverbindung bereits ein

; .v .
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Vertrauensverhältnis bestanden habe-

Per Kläger hat erwidert, die Anwendung des § 18 UWG 
scheide schon deshalb aus, weil von einem "Anvertrauen" 
im Sinne dieser Bestimmung keine Hede sein könne*. Die in 
den Zeichnungen enthaltenen technischen Gedankenvorgänge 
gehörten se it Jahrzehnten zum Allgemeingut jedes leid lich  
erfahrenen Werkzeugmachers und würden schon von einem 
jungen Ingenieur nach Absolvierung einer entsprechenden 
Schule ohne weiteres beherrscht- Den aus den Zeichnungen 
ersichtlichen äußeren Aufbau der Werkzeuge hätte er, so 
meint der Kläger weiter, auch ohne Umstände aus der a ll"  
gemein zugänglichen Literatur entnehmen können- Es sei 
also Offenkundigkeit gegeben- Überdies würden die Rück­
führungskosten von einem etwaigen Schadensersatzanspruch 
nicht erfaßt, Pie Beklagte habe die Kosten der Rückführung 
freiw illig  und ohne jeden äußeren Zwang im eigenen In­
teresse bezw- im Interesse der Staatsanwaltschaft über­
nommen- Sie habe durch den Rücktransport 'der Werkzeuge 
nur Beweismaterial für das Verfahren gegen ihn wegen 
eines Vergehens nach § 17 UWG sicherstellen und dartun 
wollen, daß er die 0riginal-B 4B H ^^amPe. nachgebaut 
habe- Er habe, so führt der Kläger weiter aus, durch die 
Verwertung der Zeichnungen auch nicht gegen vertragliche 
Verpflichtungen verstoßen, weil ein Vertragsverhältnis 
zwischen ihm und der Beklagten nicht bestanden habe*

Vas Landgericht hat die Klage abgewiesen. Auf die 
Berufung des Klägers hat das Oberlandesgericht die Beklag­
te dem Klageantrag© gemäß verurte ilt- Pie Akten des S traf­
verfahrens waren 2u Beweiszwecken beigg.zogen-
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Mit ihrer Revision erstrebt die Beklagte die .Auf-* 
hebung dies angefochtenen Urteils und die Abweisung der 
Klage0 Der Kläger b i t te t  um Zurückweisung der Revision-

Der Kläger hat in der Revisionsver hand lung in Über­
einstimmung mit früherem Vorbringen in den Instanzen gel ­
tend gemacht? die Beklagte könne mit der von ihr erklärten 
Aufrechnung mit den Kosten für die Rückführung der »/erkzeu ■ 
ge schon deshalb nicht durchdringen,, weil sie diese Aufwen­
dungen lediglich zu dem Zwecke getätig t habe? Bewoismaterial 
für das Strafverfahren sicherzusteilen«. Es handele sich 
mithin um Auslagen im Rahmen des Strafverfahrens? die im 
Strafverfahren als Kosten der Reb'enklage hätten geltend 
gemacht werden müssen«

Dieser Meinung des Klägers kann jedoch nicht ge« • 
fo lgt werden- Dabei kann dahingestellt bleiben? ob die 
Kosten? fa lls  Identität zwisehen der Nebenklägern des 
Strafverfahrens, der Birma PSB^G iiibH , und der Be­
klagten bestehen würde oder die Aufwendungen aus sonsti­
gen Gründen der Nebenklägern zugerechnet werden könn­
ten? selbständig hätten eingeklagt werden können oder 
nicht vielmehr ein Kostentitel im Strafverfahren hätte 
erwirkt werden müssen (vgl« BGH HJW 1957? 1878)« Denn 
gegen eine Aufrechnung könnten jedenfalls verfahrene-

:

rechtlich auch in solchem Balle Bedenken nicht erhoben 
werden« Das Berufungsgericht hat daher mit Recht sach- 
3 ich geprüft? ob der von der Beklagten zur Aufrechnung 
gestellte  Gegenanspruch begründet ist«



Das Berufungsgericht hat dies verneint* Es i s t  
der Auffassung* die Beklagte könne den geltend gemachten 
Schadensersatzanspruch nicht aus § 823 Abs* 2 BGB in Ver­
bindung mit § 18 UWG herlciten, weil es sich bei den von 
dem Kläger verwendeten Zeichnungen nicht u® "anvertrauteM 

• Zeichnungen im Sinne des § 18 UWG- gehandelt habe* Anver­
trau t im Sinne dieser Gesetzesbestimmung könnten nur Tat­
sachen sein* die nicht offenkundig seien* Daran aber fehle 
es im vorliegenden Palle* Ein Verfahren sei* so meint das 
Berufungsgericht* dann offenkundig und scheide damit als 
möglicher Gegenstand des Anvertrauens nach § 18 UWG aus* 
wenn es von ordern Interessenten ohne große Schwierigkei­
ten und Opfer in Erfahrung gebracht werden könne* Dies 
aber sei vorliegend der Pall* In Übereinstimmung mit den 
Gutachten des in der Berufungsinstanz gehörten Sachver­
ständigen und im Zusammenhang mit den im
Strafverfahren ersta tte ten  Gutachten sei davon auszuge­
hen, daß die technischen Darstellungen und Berechnungen* 
die der Kläger den Zeichnungen der Beklagten entnommen •
habe, bereits Allgemeingut der Pachwelt und damit offen-

>

kundig gewesen seien* Baß sie dem Kläger damals noch 
nicht bekannt gewesen seien, sondern dieser die Zeich­
nungen der Beklagten zu Rate «gezogen habe* sei dabei 
ohne Belang* Denn wenn das Herstellungsverfahren der 
Siehwerlczeuge allgemein bekannt gewesen sei, komme es 
nicht darauf an, ob auch der Kläger davon Kenntnis ge­
habt habe* Hiervon ausgehend v e r tr itt  das Berufungsgericht 
die Auffassung, daß sich der Kläger durch die Verwertung 
dieser ihrem Inhalte nach offenkundigen Zeichnungen* 
selbst wenn dies gegen den Willen der Beklagten geschehen
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sei, eines Verstoßes gegen § :8 UWG nicht habe schuldig 
machen können« so daß seine Haftung auf Grund des § 823 
Abs« ? BGB entfalle«

Pie Hevision meint demgegenüber, es sei zwar rich­
tig , daß “anvertraut" im Sinne des § 18 UWG nur Tatsachen 
sein könnten, die nicht offenkundig seien« Bas Berufungs­
gericht habe aber verkannt, daß bei den Zeichnungen der 
Beklagten von Offenkundigkeit keine Hede sein könne« Bie 
Zeichnungen hätten, wie insbesondere auch durch die im 
Strafverfahren ersta tte ten  Gutachten bestä tig t worden 
sei, Konstruktionsgedanken zum Ausdruck gebracht, die auf 
spezieller V/erkserfahrung der Beklagten beruhten und* .die sich nach längerem Ausprobieren der betreffenden 
Teile als Optimum ergeben hätten« Bie Zeichnungen hätten 
daher für die Herstellung der Werkzeuge wesentliche Bienste 
ge le iste t, da der Kläger dadurch ohne eigene Berechnungen, 
ohne eigene Konstruktionszeichnungen und ohne eigenes Aus­
probieren die Werkzeuge habe hersteilen können« Solche 
die Konstruktion von Werkzeugen erleichternden und be­
schleunigenden Zeichnungen aber seien geradezu typische 
Beispiele für die '‘Vorlagen oder Vorschriften technischer 
Art, insbesondere Zeichnungen, Modelle, Schablonen“, auf 
die sich § !8’uV/G beziehe« Bas Gutachten des Sachver­
ständigen Lexeringhaus liege daher, so meint die Hevision 
weiter, völlig neben der Sache« Es genüge, wenn die 
Zeichnungen der Beklagten nicht offenkundig seien« Bie 
stre itigen  Zeichnungen seien ihrer Natur und Bedeutung 
nach geheim, wie auch die Strafkammer in ihrem Urteil 
zutreffend fe s tg es te llt habe« Kein Betrieb gebe solche 
Zeichnungen der Allgemeinheit preis, sondern wolle sie
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vertraulich behandelt wissen* Dies gelte um so mehr* 
als die dem Kläger übei’lassenen Zeichnungen teilweise 
sogar den ausdrücklichen Vermerk enthalten hätten "nur 
für Anfrage"* Mit Rücksicht auf Sinn und Zweck der An­
frage hätte der Kläger die Zeichnungen der Beklagten 
zurückgeben müssen* was er zu Unrecht unterlassen habe.. 
Sonach sei die Gegenforderung aus § 18 UWG gerechtfer­
tigt*

diesem Vorbringen der Revision kann der Erfo3g 
nicht versagt bleiben*

Durch § *.8 UWG so ll die unbefugte Ausnutzung 
anyortra uter fremder Vorlagen oder Vorschriften techni­
scher Art* insbesondere Zeichnungen, Modelle, Schablonen, 
Schnitte, Rezepte, unterbunden werden* Ob es sich bei den 
aurertrauten technischen Hilfsmitteln um Geschäfts- oder 
Betriebsgeheimnisse im Sinne des § 17 UWG handeln muß, 
kann dabei dahinstehen (verneinend u* a» RG MuW 1910,
350$ RGZ 83, 384; Baumbach/Hefermehl, ‘Wettbewerbs- und 
Warenzeichenrecht_7* Aufl» Bern» 4 zu § 8̂ UWG; Cällmann,
Der unlautere Wettbewerb 2. Aufl« Bern* 4 zu § 18 UWG?

«

gegenteiliger Auffassung u- a* Reimer, Wettbewerbs- und 
Warenzeichenrecht 3» Aufl* S. 771? Tetzner DWG 2* Aufl* 
Bern* 9 zu § 18 UWG)* Denn jedenfalls scheidet die Anwen­
dung des § 18 UWG dann aus,, wenn die Vorlagen oder Vor­
schriften technischer Art offenkundig sind» Bei Offenkun­
digkeit kann, wie der Senat im Einklang mit der Rechtspre­
chung des Reichsgerichts mehrfadh entschieden hat, von' 
einem "Anvertrauen" im Sinne des § 18 UWG nicht gesprochen 
werden (RG GRUR (942, 352, 354 -  Quarzlampe;-BGHZ 17,4‘I,42 
- K'.killengußs Urt* vom 22* November 1957 -  I 2R 144/56 -

*  i



Spitzenmuster)o Offenkundige Vorlagen oder technische 
Vorschriften können n icht anvertraut sein, an ihrer 
Benutzung is t ,  soweit ihnen kein gewerbliches Schutz­
recht zur Seite steht, grundsätzlich niemand gehindert 
(RGZ 83r 384)« Dies hat auch für technische Zeichnungen 
zu gelten, bei denen es sich, wie auch der Wortlaut des 
§ !Q UWG ergibt, um Vorschriften technischer Art im 
Sinne dieser gesetzlichen Bestimmung handelt* Offenkundig 
i s t  ein solches technisches Hilfsm ittel dann, wenn es 
bereits in einer Weise an die Öffentlichkeit gelangt 
i s t ,  die es jedermann zugänglich macht* Dabei genügt es, 
wenn es von jedem Interessenten ohne größere Schwierig­
keiten und Opfer in Erfahrung gebracht werden kann 
(vgl. RGZ 65, 333j RG JW 1929, 1227$ 1936, 2081j 1999,
426% RG GRUR 1942, 352, 355 - Quarzlampe)*

Das Berufungsgericht hat diese Rechtslage zwar im 
Grundsatz nicht verkannt* Es hat jedoch, wie der Revision 
zuzugeben is t ,  nicht hinreichend beachtet, daß es im vor­
liegenden Rail darauf ankommt, ob die anvertraute Zeich­
nung als solche, d* h* in ’ihrer konkreten Form, offen­
kundig ist* Dem Kläger i s t  nicht etwa zum Vorwurf gemacht 
worden, er habe einen jedem Interesse ohne Mühe und Opfer 
zugänglichen allgemeinen Konstruktionsgedanken den Zeich­
nungen entnommen: es wird ihm vielmehr vorgeworfen, die 
konkreten Zeichnungen ganz oder wenigstens weitgehend 
übernommen und dadurch einfacher, schneller und vermut­
lich  auch sicherer die für die Konkurrenz der Beklagten 
in Indien bestimmten Werkzeuge hergestellt zu haben« Es 
kommt daher entgegen der Annahme des Berufungsgerichts 
nicht darauf an, ob die Konstruktion von Ziehwerkzeugen
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für den in Rede stehenden Zweck von jedem Interessenten 
ohne große Fchwierigkeiten und Opfer in Erfahrung gebracht 
werden kann, entscheidend i s t  vielmehr, ob jeder Interessent 
ohne größeren Zeit- und Arbeitsaufwand die in  den Zeich­
nungen niedergelegte Konstruktion in dieser besonderen 
Ausführung und Einzelausgestaltung hätte in Erfahrung 
bringen können» JDaß dies der Fall sei, hat der Kläger bis­
her nicht behauptet, dafür ergeben auch die Gutachten der 
Sachverständigen nichts» Eie Sachverständigen haben jeden­
fa lls  nicht ausgeführt, daß die Zeichnungen* in dem gekenn­
zeichneten Sinn offenkundig gewesen wären» Eaß ein Zieh­
werkzeug-Konstrukteur die Werkzeuge auf Grund seiner Kennt­
nisse und des Studiums der Literatur auch ohne die Zeich­
nungen der Beklagten hätte konstruieren können, mag zu­
tre ff en« .»Damit i s t  aber nichts darüber ausgesagt, daß 
die von der Beklagten unter Zeit- und Arbeitsaufwand und 
vermutlich auch auf Grund spezieller Betriebserfahrungen 
hergesteilten Zeichnungen in ihren konkreten Erscheinungs­
formen offenkundig gewesen seien» Konstruktionszeichnun­
gen und ähnliche technische Hilfsmittel sind nicht des­
halb offenkundig, weil der fachkundige, die Zeichnungen 
im Intoresse der Arboitsersparnis benutzende Konstrukteur 
schließlich auch durch eigene Arbeit ähnliche Zeichnungen 
hätte herstollen und damit ohne die fremden Zeichnungen 
hätte auskommen können» Er nutzt vielmehr in solchem Falle 
ein nicht offenkundiges technisches Hilfsm ittel aus und 
erspart dadurch eigene Mühe und Kosten»

Eie Auffassung des Berufungsgerichts, die Anwen­
dung des § 18 tP»YG scheide im vorliegenden Falle wegen 
Offenkundigkeit der Zeichnungen aus, i s t  daher auf Grund
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des Fachverhalts, wie er sich im Zeitpunkt der leisten 
mündlichen Verhandlung darste llte , rechtsfehlerhaft,, Die 
dem Kläger von der Beklagten überlassenen Zeichnungen 
waren nicht offenkundig und konnten daher im Sinne des 
§ !8 U'»7G anvertraut sein. Daß sie dem Kläger von der 
Beklagten mit der zumindest aus den Umständen zu entneh­
menden Verpflichtung, sie nur im Interesse der Beklagten 
zu verwenden, Überlassen und damit anvertraut wurden, muß 
schon im Hinblick auf die damals bereits bestehenden ge­
schäftlichen Beziehungen zwischen den S tre itte ilen  und 
die in den Strafakten zum Ausdruck kommende und auch im 
Tatbestand des angefochtenen Urteils festgostellte  Ver­
trauensstellung des Klägers der Beklagten gegenüber be­
jaht werden. Darauf, wie der Vermerk auf den Zeichnungen 
”Nur für Anfrage” auszulegen is t ,  sowie darauf, ob die 
Zeichnungen seinerzeit mit einer Aufforderung zur Abgabe 
ron Angeboten auch anderen Firmen übersandt wurden, kommt 
es unter diesen Umständen nicht an, .Da der Kläger, wie 
nach dem ganzen Sachverhalt nicht zweifelhaft sein kann, 
die fremden Zeichnungen verwertet hat, um sich Zeit und 
Arbeit zu ersparen, und damit aus Eigennutz gehandelt 
hat, i s t  auch diese Voraussetzung des § 18 DWG- erfüllte 
In Übereinstimmung mit der Strafkammer und dem erstinstanz­
lichen u rte il dieses Rechtsstreits i s t  daher davon auszu­
gehen, daß die Voraussetzungen des § '18 UV/G und damit 
auch des § 823 Abs* 2 BGB erfü llt sind. Das Verschulden 
des Klägers is t  dabei nicht, wie der Kläger in der Revi7 
sionsverhandlung gemeint hat, dadurch in Frage g este llt, 
daß das Berufungsgericht die Offenkundigkeit und damit den 
objektiven Tatbestand des § 18 UWG verneint hat, zumal 
zwei weitere Kollegialgerichte (Strafkammer und erste 
Instans dieses Rechtsstreits) und überdies auch das



Berufungsgericht seihst in seinen ausführlich begrün­
deten* das Armenrecht versagenden Beschlüssen vom 
7o Juli 1955 und 9° November 1955 eindeutig einen 
Verstoß gegen § 18 UWG bejaht haben«. Es steht außer 
Frages daß sich der Kläger, wie insbesondere auch 
seine Einlassungen im Strafverfahren und die Verschleie­
rung seiner Handlungsweise gegenüber seiner Belegschaft 
beweisen, des Unerlaubten seines Vorgehens- bewußt ge­
wesen isto Pa ein Verstoß gegen § 18 UWG s te ts .s itte n ­
widrig i s t  und der Kläger insofern auch in Wettbewerbs­
absicht gehandelt hat, als er, wie ihm bekannt und 
von ihm wenigstens initbezWeckt war, in den Wettbewerb 
der indischen Konkurrenzfirma der Beklagten fördernd 
e ing riff, lieg t zugleich auch ein Verstoß gegen 
§ 1 UWG vor,

Pie Verpflichtung zum Ersatz der ßückführungs- 
kosteu rech tfertig t sich auf Grund des der Beklagten 
zustehenden Beseitigungsanspruchs - Die 'Beklagte war 
berechtigt, vom Kläger die Herausgabe der anhand der 
unbefugt verwerteten Zeichnungen hergestellten Werk­
zeuge, deren weitere Verwendung durch den Kläger un­
lauter gewesen wäre, zu verlangen» Die Kosten, die sie 
aufgewendet hat, um eine solche Verwendung zu unter­
binden und damit drohenden Schaden zu vermeiden, kann 
sie im Rahmen ihres Beseitigungsanspruchs vom Kläger,
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soweit die Aufwendungen erforderlich waren, verlangen*
Per Ersatz der Aufwendungen rechtfertig t sich im übri­
gen auch unter dem Gesichtspunkt des Schadensersatzes, 
soweit die Aufwendungen als zur zweckentsprechenden 
Rechtsverfolgung erforderlich bezeichnet werden können* 
Parauf, ob eine Haftung des Klägers für die Rückführungs­
kosten auch nach Vertragsgrundsätzen, insbesondere unter 
dem Gesichtspunkt der culpa in contrahendo gegeben is t ,  
brauchte es unter diesen Umständen nicht mehr anzukommen̂

Pas angefochtene Urteil kann sonach keinen ge­
stand haben* Per Benat konnte jedoch nicht in der 
Sache selbst entscheiden, weil zur Präge, inwieweit 
die Aufwendungen erforderlich waren, eine weitere sach­
liche Aufklärung notwendig ist* Es bedarf insbesondere 
der Prüfung, ob, wie der Kläger unter Beweiserbieten 
behauptet hat, sich unter den Werkzeugen solche befan­
den, die nicht unter Benutzung von Zeichnungen der 
Beklagten hergestellt worden waren, und ob es möglich 
war, diese Werkzeuge von der Entladung auszunehinen*
Auch wird zu prüfen sein, ob zur Wahrung der Rechte 
der Beklagten eine Rückführung nach Deutschland not­
wendig war oder ob, wie der Kläger geltend macht, die 
Entladung und Sicherstellung in Genua genügt hätte*
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las angefochtene Urteil mußte daher aufgehoben 
und der Rechtsstreit zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung, auch über die Kosten der Revisionsinstanz, 
an das Berufungsgericht zurückverwiesen werden«

Wilde Bock Eastelski
Christoph Spreng


	*

	//

	- :o


	//


